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Stadt Heinsberg – Bebauungsplan Nr. 81 ‚Oberbruch – Ruraue III’  
Beschlussvorschläge mit Abwägung der Anregungen und Stellungnahmen zu den während der Verfahren gemäß § 3 (2) BauGB –Offenlage –            
und § 4 (2) BauGB – Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange – eingegangenen Äußerungen und Stellungnahmen  
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B1 Bürger - Seitens der Bürger wurden keine Anregun-
gen vorgetragen. 

entfällt entfällt 

T1 Kreis Heins-
berg, Untere 
Naturschutzbe-
hörde 

30.05.2017 Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde 
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen das Vorhaben. 
Entsprechend des landschaftspflegerischen 
Begleitplans des Büros Schollmeyer von 
November 2016 ist zum Ausgleich des Ein-
griffs in Natur und Landschaft in An-  
wendung von § 31 des Landesnaturschutz-
gesetzes NRW (LNatSchG) in Verbindung 
mit § 15 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) ein Ersatzgeld in Höhe von 
25.392,00 € binnen eines Jahres nach Be-
ginn der Erschließungsarbeiten zu leisten. 
Die Erschließungsarbeiten sind der Unteren 
Naturschutzbehörde schriftlich anzuzeigen.

Der Zeitpunkt der Zahlung des Ersatzgeldes 
wird vertraglich mit dem Erschließungsträger 
geklärt. 
Der Beginn der Erschließungsarbeiten wird 
der Unteren Naturschutzbehörde schriftlich 
angezeigt. 

Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen. 

T2 RWE Power 
AG, Abteilung 
Bergschäden 

01.06.2017 
 
 
20.01.2017 

Es wird auf die Stellungnahme vom 
20.01.2017 verwiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das ge-
samte Plangebiet in einem Auegebiet liegt, 
in dem der natürliche Grundwasserspiegel 
nahe der Geländeoberfläche ansteht und 

 
 
 
Innerhalb des Umweltberichtes wird unter 
2.1.3 ‚Schutzgüter Wasser und Boden‘ die 
überschlägige Baugrundbeurteilung des Bü-
ros Jorias GeoConsult GmbH, Baesweiler, 
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der Boden humoses Bodenmaterial enthal-
ten kann. 
Humose Böden seien empfindlich gegen 
Bodendruck und im Allgemeinen kaum trag-
fähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bo-
denschichten auf kurzer Distanz in ihrer Ver-
breitung und Mächtigkeit, so dass selbst bei 
einer gleichmäßigen Belastung diese Böden 
mit unterschiedlichen Setzungen reagieren 
können. 
Das gesamte Plangebiet sei daher wegen 
der Baugrundverhältnisse gemäß § 9 Abs. 5 
Nr. 1 BauGB als Fläche zu kennzeichnen, 
bei deren Bebauung ggf. besondere bauli-
che Maßnahmen, insbesondere im Grün-
dungsbereich, erforderlich seien. 
 
 
Es wird darum gebeten, hierzu in die textli-
chen Festsetzungen folgende Hinweise auf-
zunehmen: 
Das Plangebiet liegt in einem Auebereich. 
 
Baugrundverhältnisse 
Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet 
sind bei der Bauwerksgründung ggf. beson-
dere bauliche Maßnahmen, insbesondere 
im Gründungsbereich, erforderlich. Hier 
sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 
‚Geotechnik‘ DIN EN 1997-1 mit nationalem 

Juli 2014 angeführt. Die Baugrundbeurtei-
lung geht davon aus, dass die Ablagerungen 
der Rur unterhalb des Mutterbodens der Bo-
denklasse 4 zuzuordnen sind. Auf eine 
Kennzeichnung des gesamten Plangebietes 
gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Fläche, 
bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche 
Maßnahmen, insbesondere im Gründungs-
bereich erforderlich sind, kann deshalb ver-
zichtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird ein Hinweis zu den Baugrundverhält-
nissen ergänzt, in dem darauf hingewiesen 
wird, dass wegen der Bodenverhältnisse ggf. 
besondere bauliche Maßnahmen erforderlich 
sind. Des Weiteren werden die entsprechen-
den DIN-Normen und die Bauordnung des 
Landes NRW aufgeführt, die zu beachten 
sind. 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan Nr. 81 ‚Oberbruch – Ruraue III‘ 
 

 
T = Träger öffentlicher Belange  3 

lfd. 
Nr. 

Schreiben Datum Inhalt Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

      

Anhang, die Normblätter der DIN 1054 ‚Bau-
grund-Sicherheitsnachweise im Erd- und 
Grundbau- Ergänzende Regelungen‘, und 
der DIN 18196 ‚Erd- und Grundbau; Boden-
klassifikation für bautechnische Zwecke‘ mit 
der Tabelle 4, die organische und organo-
gene Böden als Baugrund ungeeignet ein-
stuft, sowie die Bestimmungen der Bauord-
nung des Landes Nordrhein-Westfalen zu 
beachten. 
 
Grundwasserverhältnisse 
Der natürliche Grundwasserspiegel steht 
nahe der Geländeoberfläche an. Der Grund-
wasserstand kann vorübergehend durch 
künstliche oder natürliche Einflüsse verän-
dert sein. Bei den Abdichtungsmaßnahmen 
ist ein zukünftiger Wiederanstieg des 
Grundwassers auf das natürliche Niveau zu 
berücksichtigen. Hier sind Vorschriften der 
DIN 18195 ‚Bauwerksabdichtungen‘ zu be-
achten. Weitere Informationen über die der-
zeitigen und zukünftig zu erwartenden 
Grundwasserverhältnisse kann der Erftver-
band in Bergheim geben (www.erftver-
band.de). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan enthält bereits einen 
Hinweis zum Grundwasser mit der dringen-
den Empfehlung, bei baulichen Maßnahmen 
Vorkehrungen gegen drückendes Wasser 
gemäß DIN 18195 ‚Bauwerksabdichtungen‘ 
zu treffen. 

T3 Bezirksregie-
rung Düssel-

06.06.2017 Luftbilder aus den Jahren 1939-1945 und 
andere historische Unterlagen liefern Hin-
weise auf vermehrte Bodenkampfhandlun-
gen und Bombenabwürfe. Es wird eine 

Im Rahmen der Realisierung der Erschlie-
ßung wird eine entsprechende Überprüfung 
der Flächen für Kampfmittel vorgenommen. 

Die Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen 
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dorf, Kampfmit-
telbeseitigungs-
dienst 

Überprüfung der zu überbauenden Fläche 
auf Kampfmittel im ausgewiesenen Bereich 
der beigefügten Karte empfohlen.  
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gege-
ben hat, sind diese bis auf das Geländeni-
veau von 1945 abzuschieben. Zur Festle-
gung des abzuschiebenden Bereichs und 
der weiteren Vorgehensweise wird um Ter-
minabsprache für einen Ortstermin gebeten. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen me-
chanischen Belastungen wie Rammarbei-
ten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc.  
wird eine zusätzliche Sicherheitsdetektion 
empfohlen. 

und im Rahmen der Er-
schließung berücksich-
tigt. 

T4 Kreis Heins-
berg, Untere 
Immissions-
schutzbehörde 

13.06.2017 Da die auftretenden Geruchsimmissionen 
der benachbarten landwirtschaftlichen Be-
triebe gutachterlich untersucht wurden, die 
im Plangebiet auftretenden Geruchsbelästi-
gungen auch bei einer eventuellen Erweite-
rung der landwirtschaftlichen Anlagen im zu-
lässigen Bereich liegen und im Bebauungs-
plan hierzu bereits Aussagen gemacht wur-
den, bestehen aus immissionsschutzrechtli-
cher Sicht gegen das Verfahren zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 81 
-Oberbruch Ruraue III- keine Bedenken, 
wenn der nachfolgende Hinweis in die textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
aufgenommen wird: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird be-
rücksichtigt. 
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‚Geräuschimmissionen 
Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, 
Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wär-
mepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat 
unter Beachtung des ‚Leitfaden für die Ver-
besserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten‘ der Bund/Länder-Ar-
beitsgemeinschaft für Immissionsschutz – 
LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfol-
gen.‘ 

 
Innerhalb des Bebauungsplanes wird unter 
‚C 10. Geräuschimmissionen‘ ein Hinweis 
aufgenommen, dass die Errichtung und der 
Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanla-
gen, Luft- und Wärmepumpen sowie Block-
heizkraftwerken unter Beachtung des ‚Leitfa-
den für die Verbesserung des Schutzes ge-
gen Lärm bei stationären Geräten‘ der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immis-
sionsschutz – LAI (www.lai-immissions-
schutz.de) zu erfolgen hat. 

T5 Kreis Heins-
berg, Untere 
Bodenschutz-
behörde 

05.07.2017 Erkenntnisse über Altlasten-Verdachtsflä-
chen und Altlasten im Bebauungsplangebiet 
liegen der Unteren Bodenschutzbehörde 
zurzeit nicht vor. Es wird darauf hingewie-
sen, dass das Plangebiet in einem Bereich 
liegt, der bei einem extremen Hochwasser-
ereignis überflutet werden kann. Daher 
könne es im Oberboden zu erhöhten 
Schwermetallwerten kommen. Es wird um 
Beachtung des folgenden Hinweises gebe-
ten: Im Falle einer Entledigung von Mutter-
boden/Bodenaushub ist eine Analyse nach 
LAGA M 20 durchzuführen und die Ergeb-
nisse der Analyse sind dem Landrat des 
Kreises Heinsberg -Untere Bodenschutzbe-
hörde- zukommen zu lassen. 

Der Bebauungsplan enthält unter ‚C 5. Bo-
denschutz‘ bereits einen entsprechenden 
Hinweis, dass im Falle einer Entledigung des 
Mutterbodens bzw. des Bodenaushubs eine 
Bodenanalyse nach LAGA M20 durchzufüh-
ren ist. 

Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen. 

 


